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Executive Summary 
 
Der European Product Act (EPA) bietet die Chance, den Binnenmarkt für Produkte zukunftsfest weiterzuent-
wickeln. Der ZVEI sieht den EPA als koordiniertes Legislativpaket, dass das New Legislative Framework 
(NLF) – bestehend aus der Verordnung (EG) 765/2008 und dem Beschluss 768/2008/EG – wieder mit der 
Marktüberwachungsverordnung (EU) 2019/1020 zusammenführt. Anstelle eines einzelnen Superrechtsakts 
soll die Normungsverordnung (EU) 1025/2012 zwar inhaltlich abgestimmt, jedoch aufgrund ihres eigenstän-
digen Regelungszwecks nicht integriert werden. 
Damit der Binnenmarkt effizient und rechtssicher funktioniert, muss der EPA künftig als führendes horizon-
tales Regelwerk dienen. Definitionen, Pflichten und Verfahren sind zu vereinheitlichen und im Anschluss 
durch ein Omnibus-Verfahren in allen harmonisierten Rechtsakten konsequent zu verankern. Ergänzend for-
dert der ZVEI einen verbindlichen Enforcement Check, der sicherstellt, dass neue regulatorische Anforde-
rungen nur dann verabschiedet werden, wenn Marktüberwachungsbehörden über ausreichende Kapazitäten 
verfügen („No new laws without enforceability“). 
Zur Förderung der Kreislaufwirtschaft spricht sich der ZVEI für eine horizontale Ersatzteilregelung nach 
dem repair-as-produced-Prinzip aus, um Reparaturen über den gesamten Produktlebenszyklus hinweg zu 
ermöglichen. Der Digitale Produktpass (DPP) soll horizontal im EPA verankert und interoperabel, technolo-
gieneutral sowie datensparsam ausgestaltet werden. Der ZVEI befürwortet eine stufenweise Einführung 
(„Minimum Viable DPP“), dezentrale Datenhaltung ohne sensible Informationen, eine EU-weite DPP-Registry 
und das Prinzip keiner Doppelung von Informationspflichten. 
Eine wirksame Marktüberwachung bleibt zentral. Der ZVEI unterstützt die Einrichtung einer koordinierten 
EU-Marktüberwachungsbehörde, die nationale Behörden ergänzt und die Zusammenarbeit mit dem Zoll 
stärkt. Schließlich fordert der ZVEI, die hohen Qualitätsstandards der europäischen Akkreditierung zu 
sichern und eine Aufspaltung in freiwillige und regulatorische Bereiche konsequent auszuschließen. 
 

NLF, die zentrale Säule des Binnenmarktes für Produkte 

Das New Legislative Framework (NLF) hat sich als zentraler und bewährter Ordnungsrahmen für den 
europäischen Binnenmarkt für Waren etabliert. Er schafft ein einheitliches und verlässliches Regelwerk, 
das den freien Warenverkehr gewährleistet und dabei faire Wettbewerbsbedingungen sicherstellt und 
gleichzeitig ein hohes Schutzniveau für die betreffenden öffentlichen Rechtsgüter, wie z.B. Sicherheit 
und Gesundheitsschutz, Schutz der Umwelt, Schutz des Funkspektrums etc. implementiert. 
Der NLF baut auf dem in den 1980er-Jahren eingeführten „New Approach“ auf und wurde 2008 weiter-
entwickelt und rechtlich verankert. Damit steht der EU seit über vier Jahrzehnten ein bewährter Rahmen 
für die Produktregulierung zur Verfügung. 
Dieser Rahmen kombiniert verbindliche gesetzliche Zielvorgaben mit einer technologieneutralen Ausge-
staltung, indem er auf grundlegende Schutzanforderungen in der Gesetzgebung setzt und die techni-
sche Umsetzung über freiwillig anwendbare harmonisierte Normen ermöglicht. 
Ein wesentliches Merkmal des NLF ist die horizontale, EU-weit gültige Definition von Pflichten und Be-
griffen für die sogenannten Wirtschaftsakteure – vom Hersteller über den Einführer, Händler bis hin zum 
Bevollmächtigten. Darüber hinaus legt der NLF einheitliche Regeln für das Inverkehrbringen und die Be-
reitstellung von Produkten am Markt, deren Rückverfolgbarkeit sowie die Konformitätsbewertung fest. 
Dies sorgt für Rechtssicherheit bei Unternehmen, Behörden und Endnutzern gleichermaßen. 
Diese Struktur ermöglicht Unternehmen, technische Lösungen entsprechend dem Stand der Technik 
einzusetzen, um die gesetzlichen Anforderungen zu erfüllen. Dadurch wird der Einsatz innovativer 
Technologien erleichtert und die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie nachhaltig gestärkt. 
Die Marktüberwachungsverordnung ist Bestandteil des NLF und stärkt das auf der Herstellerverantwor-
tung beruhende Gesamtsystem der Produktkonformität, um die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
behördlicherseits zu überwachen und einen fairen Wettbewerb im Binnenmarkt zu gewährleisten. 

Damit der Binnenmarkt auch künftig effizient und rechtssicher funktioniert, ist es von zentraler Bedeu-
tung, dass neue gesetzliche Regelungen konsequent an den Prinzipien und Referenzbestimmungen des 
NLF ausgerichtet werden. Nur so lassen sich Inkohärenzen zwischen den einzelnen Rechtsvorschriften 
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vermeiden und die Funktionsfähigkeit des Binnenmarkts langfristig sichern. 
 

Der NLF basiert auf mehreren miteinander verzahnten Rechtsakten: 

• Verordnung (EG) Nr. 765/2008 – Regelungen zur Akkreditierung und CE-Kennzeichnung 

• Beschluss Nr. 768/2008/EG – Gemeinsamer Rechtsrahmen für die Vermarktung von Produkten 

• Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 – Vorschriften zur europäischen Normung 

• Verordnung (EU) 2019/1020 – Marktüberwachung und Konformität von Produkten 

 

Weiterentwicklung des Binnenmarktes für Produkte 
 

1 European Product Act (EPA) – Paket aus Rechtsakten 

Der European Product Act könnte das wichtigste Pakt aus Rechtsakten für die nächsten Jahrzehnte werden. 
Hierfür ist es entscheidend, dass er nicht als einzelner Super-Rechtsakt, sondern als koordiniertes Le-
gislativpaket ausgestaltet wird, dass mehrere bestehende Regelwerke modernisiert, aufeinander abstimmt 
und systematisch miteinander verzahnt. Aus Sicht der Elektro- und Digitalindustrie sollte der EPA den NLF – 
die Verordnung EG 765/2008 & den Beschluss 768/2008 – und die Marktüberwachungsverordnung (EU) 
2019/1020 wieder zu einem Rechtsakt vereinen. Die Marktüberwachung war vor 2019 bereits Teil der 
768/2008 und wurde nur aufgrund der Anpassung der damaligen Rechtslage in einen eigenen Rechtsakt 
überführt. 
Im Gegensatz dazu soll die Normungsverordnung (EU) 1025/2012 zwar inhaltlich mit dem EPA abgestimmt, 
aber nicht in denselben Rechtsakt integriert werden. Der Regelungsgegenstand der Normungsverord-
nung unterscheidet sich wesentlich von den beiden anderen Rechtsakten, denn hier wird u.a. die Zusam-
menarbeit der unterschiedlichen Stakeholder zur Erarbeitung von europäischen Normen geregelt. 
Den EPA als Paket aus Rechtsakten zu sehen und der damit verbundenen gleichlaufenden Legislativschritte 
ist von hoher Bedeutung, nur so lassen sich bereits in der frühen Phase Inkohärenzen vermeiden. Idealer-
weise spiegelt sich das auch im weiteren politischen Prozess wieder, so dass das gesamte Paket von einem 
Berichterstatter übernommen wird. 
 

2 Harmonisierung der Definitionen und Leading Framework 

Der ZVEI sieht den EPA als führendes horizontales Ordnungs- und Definitionsgerüst („Leading Frame-
work“) für sämtliche produktregulatorischen Rechtsakte. Es bildet das Fundament für einheitliche Pflich-
ten der Wirtschaftsakteure, klare Begriffsbestimmungen.  
Aus Sicht des ZVEI ist die konsequente Harmonisierung von Definitionen und Begrifflichkeiten ein zentrales 
Element für ein funktionierendes europäisches Produktregulierungsumfeld. Die bestehenden Inkohärenzen 
zwischen produktspezifischen Rechtsakten und den horizontalen Referenzbestimmungen des NLF führen in 
der Praxis zu unnötigen Bürokratielasten und Unsicherheiten für Unternehmen. Deshalb fordert der ZVEI, 
dass nach der Erarbeitung des EPA ein Omnibus-Verfahren angestoßen wird, dass alle harmonisierten 
Rechtsakte systematisch mit den Musterbestimmungen des EPA abgleicht und Regelungen, die davon ab-
weichen, konsequent anpasst. Nur so können die Wirtschaftakteure entlastet und die Effizienz des Binnen-
marktes gestärkt werden 
Entscheidend ist auch, dass neue gesetzliche Regelungen, dies sollte auch die Markierungen und Symbole 
auf den Produkten selbst umfassen, konsequent an den Grundprinzipien des EPA ausgerichtet werden. 
Nur wenn der Gesetzgeber diese Linie strikt beibehält, können sich Widersprüche zwischen Rechtsakten 
vermeiden lassen und die Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes langfristig gesichert werden. 
 

3 Stärkung der Herstellerselbsterklärung 

Der ZVEI fordert eine gezielte Stärkung von Modul A, das die Herstellerverantwortung klar in den Mit-
telpunkt stellt. Hersteller tragen allein die volle Verantwortung für das Inverkehrbringen ihrer Pro-
dukte und damit auch für deren Konformität. Die interne Fertigungskontrolle des Herstellers (Modul A) 
bietet das gleiche Sicherheitsniveau wie andere Konformitätsbewertungsverfahren, bei denen eine 
dritte Seite (z. B. eine notifizierte Stelle) eingebunden ist, da diese Drittstellen ihre Bewertungen an-
hand derselben harmonisierten Normen durchführen und die Einhaltung der grundlegenden (Gesund-
heits- und Sicherheits-)Anforderungen (EHS) auf der Grundlage derselben Rechtsvorschriften bewer-
ten. Es gibt keine schlüssigen Beweise dafür, dass die von einer Drittstelle zertifizierten Produkte gene-
rell sicherer wären als solche, die allein einer Herstellerprüfung unterlagen. Andererseits sind die Kos-
ten für die Inanspruchnahme einer dritten Partei im Rahmen der Konformitätsbewertung real, 
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umfangreich und umfassen Verzögerungen bei der Markteinführung, was die Wettbewerbsfähigkeit eu-
ropäischer Hersteller beeinträchtigen kann. Um die interne Fertigungskontrolle des Herstellers (Mo-
dul A) weiter zu stärken, fordert der ZVEI, dass deren Anwendung nicht ausschließlich an die Listung 
harmonisierter europäischer Normen im Amtsblatt der Europäischen Union geknüpft wird. Vielmehr 
sollte auch auf den weiter gefassten Begriff der harmonisierten Normen gemäß Verordnung 
(EU) 1025/2012 zurückgegriffen werden können. 

 

4 Einheitlicher Vollzug der Anforderungen 

Gesetzliche Anforderungen ohne sichergestellten Vollzug belasten die regelkonformen Marktteilnehmer und 
schaffen ungleiche Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt. Aus Sicht der Industrie ist ein verbindlicher 
Enforcement Check – also eine systematische Überprüfung der Vollzugsfähigkeit – während des Impact 
Assessments eine zentrale Voraussetzung dafür, dass neue oder überarbeitete EU-Rechtsakte realistisch 
umgesetzt werden können. Ein solcher Check stellt sicher, dass Marktüberwachungsbehörden (MSA) 
über die notwendigen Ressourcen, Kompetenzen und Instrumente verfügen, bevor zusätzliche Pflichten für 
Unternehmen oder Behörden geschaffen werden. 
 
Ausdrücklich betont der ZVEI, dass keine neuen Rechtsakte verabschiedet werden dürfen, solange nicht 
sichergestellt ist, dass die Mitgliedstaaten und ihre Marktüberwachungsbehörden über die hierfür erforderli-
chen Kapazitäten, Kompetenzen und Ressourcen verfügen. Diesen Grundsatz fasst der ZVEI unter dem 
Leitbild „No new laws without enforceability“ zusammen. Neue regulatorische Anforderungen entfalten 
keinen Mehrwert, wenn ihr Vollzug nicht von Beginn an abgesichert ist; sie sind daher nur dann legitim und 
wirksam, wenn ihre Umsetzung praktikabel, realistisch und unionsweit einheitlich gewährleistet werden 
kann. 
 
Darüber hinaus stellen nationale Zusatzanforderungen ein erhebliches Risiko für den Binnenmarkt dar. 
Solche Abweichungen von harmonisierten EU-Vorgaben dürfen nur in eng begrenzten Ausnahmefällen 
und auf Grundlage einer klaren und nachvollziehbaren Begründung zugelassen werden. Die EU-Kom-
mission muss diese nationalen Maßnahmen streng prüfen und bewerten, ob sie rechtmäßig und verhältnis-
mäßig sind oder ob sie lediglich zusätzliche Belastungen für Wirtschaftsakteure ohne erkennbaren 
Mehrwert darstellen. Nur so lassen sich neue Binnenmarkthemmnisse vermeiden und gleiche Wettbewerbs-
bedingungen in der gesamten Europäischen Union sicherstellen. 
 

5 Horizontale Regelung für Ersatzteile 

Ersatzteile, die in den Geltungsbereich eines NLF-Rechtsaktes fallen, müssen derzeit demselben Stand der 
Technik entsprechen wie Neuprodukte. Das führt in der Praxis zu erheblichen Problemen. Ersatzteile sind 
häufig für Produkte bestimmt, die nach früheren Normen und Rechtsvorschriften in Verkehr gebracht wur-
den. Eine Anpassung an den aktuellen Stand der Technik ist technisch oft unmöglich. Dadurch wird die In-
standhaltung technischer Systeme sowohl im Privatsektor wie auch in kritischen öffentlichen Infrastrukturen 
erschwert. Fallweise droht die Stilllegung solcher Systeme aufgrund fehlender Verfügbarkeit baugleicher Er-
satzteile älteren Datums. 
Auch werden Reparaturen von Geräten im Verbraucherbereich erschwert, deren Versorgung mit Ersatzteilen 
behindert und Nachhaltigkeitsziele konterkariert. Ersatzteile sind jedoch ein zentraler Bestandteil einer funkti-
onierenden Kreislaufwirtschaft und Voraussetzung für die Umsetzung des „Right-to-Repair“. Sie ermöglichen 
die Verlängerung von Produktlebenszyklen und reduzieren Abfall. 
 
Beispiel: Reparatur eines Wäschetrockners unter „Right-to-repair": Ein Wärmepumpen-Wäschetrockner wird 
nach Inkrafttreten von right-to-repair in Verkehr gebracht. Jahre später erfordert der neue Stand der Technik 
(z. B. neue Version des Komponenten-Standards) eine andere Bauform für den Kompressor. Dieser neue 
Kompressor passt jedoch nicht in das alte Gerät, was eine Reparatur unmöglich macht. Stattdessen sollte 
der Hersteller die ursprüngliche, passende Komponente weiterhin als Ersatzteil anbieten dürfen, um die Re-
paratur zu ermöglichen, auch wenn diese den zwischenzeitlich aktualisierten regulatorischen oder normati-
ven Anforderungen nicht mehr genügt. 
 
Wir empfehlen daher eine Regelung für Ersatzteile unter dem EPA nach dem Prinzip „repair-as-produced": 
Komponenten oder Produkte, die ausschließlich als Ersatzteile bestimmt sind, sollten nur denjenigen EPA-
Vorschriften entsprechen müssen, die zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens des ursprünglichen Produkts 
galten, das repariert werden soll. 
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Dieses Vorgehen wurde bereits beim Cyber Resillience Act (CRA) angewandt. Wir schlagen deshalb vor, die 
Formulierung des CRA, also der Regulierung (EU) 2024/2847, Art. 2 Abs.6 analog auf den gesamten EPA 
anzuwenden. Der Gesetzestext könnte dementsprechend so aussehen: 
 
„Diese Verordnung gilt nicht für Ersatzteile, die auf dem Markt bereitgestellt werden, um identische Kompo-
nenten in zu reparierenden Produkten zu ersetzen, und die nach denselben Spezifikationen hergestellt wer-
den wie die Bauteile, die sie ersetzen sollen, es sei denn, sie stellen erhebliche Risiken für die Sicherheit, 
die Gesundheit oder die Umwelt dar.“ 
 

6 Digitaler Produktpass (DPP) für Produkt Compliance 

Der Digitale Produktpass (DPP) wird mit der EU-Ökodesign-Verordnung (ESPR) erstmalig sektorübergrei-
fend in der Produktregulierung implementiert. Um eine EU-einheitliche Umsetzung zu erreichen und Informa-
tionen zu Compliance-Zwecken abzudecken, ist es folgerichtig, den DPP horizontal über den EPA einzufüh-
ren. 
 
Wichtig ist, dass es ein (technisches) DPP-System gibt, welches für alle Produktgruppen und EU-Regulie-
rungen genutzt werden kann. Dieses muss interoperabel, technologieneutral und ohne Lock In-Effekte konzi-
piert sowie international anschlussfähig sein. Im Rahmen der ESPR wird ein solches DPP-System nach den 
oben genannten Kriterien momentan erarbeitet und muss Grundlage für sämtliche DPP sein. Nur so können 
sektorspezifische Anforderungen und bereits genutzte Systeme integriert werden. 
 
Allerdings ist bereits heute absehbar, dass sich der DPP in eine hochgradig heterogene IT-Landschaft integ-
rieren muss. Bereits kleinste Unstimmigkeiten bei Schnittstellen, Datenformaten oder Update-Zyklen können 
zu massiven Störungen führen. Um diese Risiken zu minimieren und gleichzeitig frühzeitig Nutzen zu stiften, 
empfiehlt sich eine stufenweise sowie pragmatische Einführung (staged approach) des DPP-Systems in en-
ger Abstimmung mit der Industrie. Ziel ist es, den bürokratischen Aufwand für die Unternehmen, insbeson-
dere KMU, zu minimieren. In einer ersten Phase sollten daher nur die zentralen Funktionen bereitgestellt 
werden, die den größten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Mehrwert schaffen („Minimum Viable DPP“). 
 
Aus Sicht des NLF ist der Zeitpunkt des Inverkehrbringens der relevante Fixpunkt, zu dem alle Compli-
ance-relevanten Pflichten erfüllt sein müssen. Da es sich hierbei um statische Produkt-Compliance-Daten 
handelt, ist ein DPP ausreichend, der sich auf die wesentlichen Anforderungen beschränkt: 

• Dezentrale Datenbereitstellung durch den jeweiligen Wirtschaftsakteur, 
mit allen öffentlichen Informationen im DPP, ohne sensible oder geschäftskritische Daten. 
Technische Dokumentation darf ausschließlich auf Anfrage der zuständigen Marktüberwa-
chungsbehörde (MSA) bereitgestellt werden. 

• Einrichtung einer EU-weiten DPP-Registry, die den MSAs eine einfache Verifikation der Existenz, 
Gültigkeit und Zuordnung eines DPP ermöglicht. Dies stärkt die Durchsetzbarkeit („Enforcement“) 
und stellt sicher, dass ein verantwortlicher Wirtschaftsakteur in der EU erreichbar ist. 

• Keine Doppelung von Informationspflichten: 
Eine im DPP digital bereitgestellte Information muss vollständig ausreichen. 
Papier- oder Parallelanforderungen sind zu vermeiden, um die digitale Transformation nicht zu be-
hindern und Unternehmen administrativ zu entlasten. 

 

7 Akkreditierung: Level-playing field in Europa 

Akkreditierung ist ein zentrales Instrument zur Sicherstellung der Kompetenz von Konformitätsbewertungs-
stellen (KBS) und damit essenziell für Qualitätssicherung, Verbraucherschutz und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit. Die European Co-operation for Accreditation (EA), der Zusammenschluss der nationalen Ak-
kreditierungsstellen in Europa, muss gestärkt und Akkreditierung konsequent vorangetrieben werden. Natio-
nale Sonderregelungen durch individuelle Gesetzgebung und durch Interpretation technischer sowie überre-
gulatorischer Anforderungen sind kritisch zu prüfen und möglichst zu vermeiden, um einheitliche Marktbedin-
gungen und internationale Anschlussfähigkeit zu gewährleisten. 
Anstelle einer Absenkung eines bereits hohen Akkreditierungsniveaus sollte darauf hingearbeitet werden, 
das Qualitätsniveau insgesamt auf europäischer Ebene anzuheben. Dabei sollte sich an den führenden Akt-
euren mit besonders hohen Standards orientiert werden – nicht an den schwächsten Ausprägungen. Insbe-
sondere im Hinblick auf die internationale Anerkennung stellt ein hohes Qualitätsniveau ein bedeutendes 
Gütesiegel dar. 
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Eine Aufspaltung von Akkreditierung in zwei Bereiche – nämlich in Akkreditierung zur Unterstützung freiwilli-
ger oder regulatorischer Konformitätsbewertung – sollte unter keinen Umständen in Betracht gezogen wer-
den. Dies schadet dem gesamten System und allen Wirtschaftsakteuren, denn dann müssten zwei separate 
Kompetenzbewertungen und -bestätigungen durchgeführt und bescheinigt werden, was den vorhandenen 
Pool an Experten essenziell verringern, und zu längeren Verfahren führen würde. Zumal auch die Glaubwür-
digkeit und Reputation einer Akkreditierungsstelle gefährdet wäre, wenn Sie als kompetent nur in bestimm-
ten Tätigkeiten angesehen wird.  
Um die Glaubwürdigkeit der Akkreditierung und ihre Rolle bei der Umsetzung der Verordnung zu bewahren, 
ist es daher notwendig, dass die Akkreditierung nicht in Bereiche für regulatorische oder freiwillige Konformi-
tätsbewertung aufgespalten wird. 
 

8 Online Marktplätze 

In vielen Fällen treten Online-Marktplätze lediglich als Vermittler von Verkäufen auf, die Hersteller bzw. Ver-
käufer von Produkten nutzen diese Plattformen lediglich als Vertriebskanal. Selbst wenn Plattformen nicht 
selber als Anbieter von Produkten auftreten, muss dennoch sichergestellt sein, dass Produkte, die sie in den 
EU-Markt verkaufen, die geltenden Bestimmungen einhalten. 
Die überarbeitete Allgemeine Produktsicherheits-VO (EU) 2023/988 für Verbraucherprodukte (GPSR) 
sieht vor, dass bei Online-Angeboten von Verbraucherprodukten entweder ein Hersteller oder ein in der 
Union ansässiger Verantwortlicher Wirtschaftsakteur für die Marktüberwachungsbehörden in der EU greifbar 
sein muss. Deren Angaben müssen im Onlinehandel auf der Webseite gemeinsam mit dem Online-Angebot 
zwingend vorhanden sein. Zur Kohärenz und besseren Vollziehbarkeit zwischen den Rechtsakten, sollte der 
Artikel 22 aus der GPSR in den EPA übernommen werden. 
 

9 Marktüberwachung stärken durch europäische Behörde 

Um die Wirksamkeit des europäischen Produktrechts dauerhaft zu gewährleisten, ist eine deutlich stärkere 
und besser koordinierte Marktaufsicht erforderlich. Eine koordinierende europäische Marktüberwa-
chungsbehörde sollte eingerichtet werden, um Synergien zu heben und den Informationsaustausch zwi-
schen den Mitgliedstaaten nachhaltig zu verbessern. Gleichzeitig muss sichergestellt bleiben, dass die ope-
rative Durchführung der Marktüberwachung weiterhin in der Verantwortung der nationalen Behörden 
liegt, während die europäische Instanz eine unterstützende, koordinierende und harmonisierende Rolle über-
nimmt. 
Eine zentral koordinierend arbeitende EU-Behörde kann einen wesentlichen Beitrag leisten – vorausgesetzt, 
sie ist effizient organisiert, nutzt die vorhandene Expertise der Mitgliedstaaten und schafft keine zusätzlichen 
bürokratischen Hürden. Als geeignete Grundlage bietet sich das bestehende European Product Compliance 
Network (EUPCN) an, dass bereits heute den Austausch zwischen den nationalen Behörden erleichtert und 
weiter gestärkt werden sollte. 

Darüber hinaus ist eine engere Verzahnung zwischen Marktüberwachung und Zoll unabdingbar. Wäh-

rend der Zoll die operative Kontrolle an den EU-Außengrenzen übernimmt, liegt die technische Kompetenz 
zur Bewertung der Produktkonformität bei den Marktüberwachungsbehörden. Eine vertiefte Kooperation ist 
notwendig, um Schlupflöcher zu schließen – etwa die Wiedereinfuhr abgelehnter Produkte über andere Mit-
gliedstaaten – und damit eine konsistente und wirksame Durchsetzung der Harmonisierungsvorschriften in 
der gesamten EU zu gewährleisten. 
Zusätzlich muss die Greifbarkeit verantwortlicher Wirtschaftsakteure gewährleistet sein, die Produkte im 
europäischen Binnenmarkt in Verkehr bringen. Insbesondere bei Produkten aus Drittstaaten fehlt in der Pra-
xis häufig ein in der EU ansässiger und tatsächlich handlungsfähiger Bevollmächtigter, der über die notwen-
digen rechtlichen und finanziellen Mittel verfügt, um die volle Verantwortung und Haftung bei der Bereit-
stellung unsicherer oder nichtkonformer Produkte zu übernehmen. Ohne eine klare und durchsetzbare 
Verantwortungszuordnung wird eine effektive Marktüberwachung erheblich erschwert. 
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